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Aufbruchstimmung
Ablösung der CDU/FDP-Landesregierung, parlamentarische Kraft, Teil der Bewegung – und wenn 
ja, in welcher Reihenfolge? In Gladbeck gründet sich Die Linke.NRW. Von Wera Richter

Aufbruchstimmung in NRW. 
Am Wochenende gründet sich 
– wie auch in Baden-Württem-

berg (siehe Interview) - in Gladbeck der 
nordrhein-westfälische Landesverband 
der Partei Die Linke. 310 Delegierte 
werden dort in Vertretung von über 
5  200 Mitgliedern »landespolitische 
Positionen« verabschieden und einen 
Vorstand wählen. Wolfgang Zimmer-
mann ist am Vortag der zweitägigen 
Marathon-Tagung – neben dem 20sei-
tigen Positionspapier liegen weit über 
50 Änderungs- sowie Einzelanträge 
und eine Satzung vor, und auch die 
Vorstandsplätze sind begehrt – guter 
Dinge. »Wir sind schon jetzt eine star-
ke politische Kraft. Umfragen zufolge 
liegen wir in NRW bei sechs bis acht 
Prozent; seit der Gründung der Partei 
in Berlin hatten wir hier über 900 
Eintritte«, so Zimmermann, der für 
die WASG Sprecher des Übergangs-
vorstandes war und nun neben Ulrike 
Detjen, ehemals PDS, als gleichbe-
rechtigter Sprecher kandidiert. 

Sechs bis acht Prozent bei Wähler-
umfragen für Die Linke, eine SPD auf 
absteigendem Ast, deren Vorsitzende 
Hannelore Kraft. In der Linken keine 
Schmuddelkinder mehr sehen will, und 
der Ex-Grüne Rüdiger Sagel, der mit 
Eintrittsgedanken spielt und als Vorhut 
bereits im Landtag sitzt. Hinzu kommt 
eine CDU-FDP-Landesregierung, 
die privatisiert, was ihr in die Quere 
kommt.  Obwohl sie auf der Hand 
liegt: Zimmermann ist genervt von der 
Frage nach Ablösung der neoliberalen 
Landesregierung und einer möglichen 
Regierungsbeteiligung. »Darum geht 
es jetzt nicht, die Landtagswahlen sind 
2010«, so der Gewerkschafter am Frei-
tag im Gespräch mit junge Welt. Er 
schiebt nach: »Grundsätzlich schlie-
ßen wir keine Zusammenarbeit aus. Es 
kommt auf die Bedingungen an.« Er 
sei bereit, mit allen politischen Kräften 
zu arbeiten, die für bestimmte Ziele, 
nämlich für einen grundlegenden Po-

litikwechsel, eintreten. Damit fallen 
die im Landtag vertretenen Parteien 
offensichtlich aus. Auch die SPD. Die 
sei in ihrer Not verbal manchmal auf 
der richtigen Seite, so Zimmermann. 
Aber wenn man genauer hinsehe, sei 
die Sache klar. Zum Beispiel im Fall 
von Hannelore Kraft. Die äußere sich 
gern gegen Privatisierungen. »Aber in 
ihrem Wahlkreis in Mülheim hat ihre 
Partei Front gegen ein Bürgerbegehren 
für den Erhalt des öffentlichen Eigen-
tums gemacht«. Für ihn ist das Zu-
sammenspiel von parlamentarischer 
und außerparlamentarischer Arbeit 
entscheidend. Vor allem die Arbeit mit 
den Gewerkschaften müsse ausgebaut 
werden, und die Ortsverbände müßten 
zunächst ein Gesicht bekommen. 

So klar, wie für Zimmermann ist die 
Frage der Gewichtung von parlamen-
tarischer zu außerparlamentarischer 

Arbeit in der Partei Die Linke.NRW 
nicht. Zwei alternativ zur Abstimmung 
gestellte Präambeln zu den »Positio-
nen zur Landespolitik« wurden vor 
dem Parteitag zurückgezogen, der 
amtierende Vorstand einigte sich auf 
ein Kompromißpapier. In Alternative 
A für die Präambel sollte der Politik-
wechsel primär durch »Druck von 
unten« mit Gewerkschaften, sozialer, 
Friedens-, Frauen- und Antifabewe-
gung erreicht werden. In Alternative 
B lag die Priorität auf einer möglichst 
starken Partei Die Linke – in »Kreis-
tagen, Stadträten und Bezirksvertre-
tungen und im nächsten Landtag mit 
einer schlagkräftigen Fraktion.« Das 
Kompromißpapier verzichtet an dieser 
Stelle auf die Prioritätensetzung: »Die 
Linke.NRW steht für einen Politik-
wechsel«, heißt es da. Und dann ist 
da noch der 10seitige Antrag »Keine 

Ruhe geben – Ein Politikwechsel ist 
möglich – Aktionsprogramm der Par-
tei Die Linke.NRW« aus dem Ennepe-
Ruhr-Kreis. »Vier Parteien gegen eine 
– nur Die Linke will eine völlig andere 
Wirtschafts- und Sozialpolitik« wird  
darin eine klare Oppositionsrolle for-
muliert. Eine Mehrheit des bisherigen 
Landesvorstandes begreift das Papier 
als Gegenantrag.

200 geladene Gäste werden in der 
Maschinenhalle Zweckel in Gladbeck 
erwartet. Ein Statement von Linksfrak-
tionschef Gregor Gysi ist angekündigt 
sowie Grußworte des DGB-Vorsitzen-
den aus NRW, Guntram Schneider, und 
von Raja Bernhardt, Bezirksvorstand 
der DKP Rheinland-Westfalen. Und 
dann kommt noch Reinhold Kämme-
rer alias Rudy Cash, mit seinem »mu-
sikalischen Abschied vom Bergbau«. 
Spätestens dann ist alles wieder gut.

Am Wochenende findet in 
Stuttgart der Gründungs-
parteitag für Die Linke 

in Baden-Württemberg statt. 
Gemeinsam mit Bernd Riexinger 
wollen auch Sie dort erneut für 
das Amt eines Landessprechers 
kandidieren. Doch auch inhaltlich 
sind strittige Themen bis kaum 
identifizierbar. Wie erklären Sie 
sich diese für Die Linke fast schon 
ungewöhnliche Harmonie?

Von Harmonie würde ich nicht spre-
chen, denn es wird auf dem Parteitag 
eine sehr lebendige Debatte zu den 
konkreten Fragen der Landes- und der 
Kommunalpolitik geben. Grundsatzfra-
gen haben wir in dem zweieinhalbjähri-
gen Parteibildungsprozeß ausführlich 
diskutiert. Die Mitgliedschaft will die-
se neue Partei, denn für sie gibt es einen 
konkreten gesellschaftlichen Bedarf: In 
Aktionen für die Einführung eines ge-
setzlichen Mindestlohns, aber auch in 
der Landes- und Kommunalpolitik.

Für die Kommunalwahlen 2009 
setzten Sie sich das Ziel, in wichti-
ge Stadtparlamente in Fraktions-
stärke einzuziehen. Wie sind sie 
dafür aufgestellt?

Mit unseren fast 2 200 Mitgliedern 
sind wir inzwischen in fast allen Krei-
sen unseres Landes präsent. Vor allem 
in den sozialen Bewegungen und in 
den Gewerkschaften. Doch außerdem 
sind wir stützpunktmäßig in einigen 
Städten wie Mannheim, Freiburg, 
Tübingen, Karlsruhe, Konstanz und 
Stuttgart vertreten. Die dort schon 
vorhandenen Erfahrungen wollen wir 
landesweit nutzen. Das gilt insbeson-
dere für die Frage, wie wir die gro-
ßen politischen Themen auf die kom-
munale Ebene herunterbrechen. Für 
mich ist das eine zentrale Frage, denn 

zwei Drittel aller Menschen, die sich 
überhaupt politisch engagieren, ma-
chen das in der Kommune. Sicher: 
mit Kommunalpolitik läßt sich Harz 
IV allein nicht stoppen. Doch für die 
Betroffenen ist es von Bedeutung, ob 
es uns gelingt zum Beispiel Zuschüsse 
für den Besuch ihrer Kinder in der 
Kantine einer Ganztagsschule oder für 
die Nutzung des öffentlichen Nahver-
kehrs herauszuholen. Im Frühjahr wol-
len wir diese Diskussion auf Regional-
konferenzen fortsetzen. Auch die Pro-
bleme aus einzelnen Regionen müssen 
wir dabei aufgreifen. Zum Beispiel die 
Verschleuderung von Milliarden für 
Stuttgart 21, also die Tieferlegung des 
Hauptbahnhofs. Denn gleichzeig gibt 
es Fahrplankürzungen in der Fläche. 
Auch der Ausbau von Kita-Angeboten 
oder die Umwandlung der Ein-Euro-
Jobs in reguläre Beschäftigungsver-
hältnisse sind dann wichtige Themen.

Gerade auf der kommunalen 
Ebene Baden-Württembergs gibt 

es zahlreiche linke Bündnisse, 
die zum Teil auch in den Stadt-
parlamenten vertreten sind. Wie 
suchen Sie dort die Zusammen-
arbeit?

Wo es solche Bündnisse gibt, wie in 
Freiburg, da sollten wir Kooperationen 
suchen. Doch in der Fläche und in 
den Großstädten werden wir mit offe-
nen Parteilisten antreten. Dafür wollen 
wird dann auch Nichtmitglieder aus 
Initiativen, Betrieben und Gewerk-
schaften gewinnen. Für uns ist diese 
Zusammenarbeit mit außerparlamen-
tarischen Bewegungen sehr wichtig. 
Denn sonst können wir in den Stadträ-
ten kaum etwas durchsetzen. Mit der 
Friedensbewegung diskutieren wir 
außerdem die Frage, was Bundeswehr-
Feldwebel oder Offiziere in Jobcen-
tern der Kreise zu suchen haben, wo 
sie leider häufig als Arbeitsvermittler 
eingesetzt werden.

Strittig scheint für den Parteitag 
die neue Landessatzung. Denn 

nach dem Entwurf dürften parla-
mentarische Mandatsträger und 
ihre Mitarbeiter künftig nur noch 
sehr eingeschränkt auch Dele-
giertenmandate oder Vorstands-
funktionen übernehmen.

Das ist eine kontrovers diskutierte Fra-
ge. Doch wird sie unseren Parteitag 
weder dominieren noch sprengen. In 
dem Ziel, daß wir eine starke Mitglie-
derpartei benötigen, sind wir uns alle 
einig. Nicht einig sind wir uns darin, 
wie das am besten zu erreichen ist. Ich 
selber vertrete die Position, daß die 
Einbeziehung der Abgeordneten für 
die Starkung der Parteibasis nützlich 
ist. Die Erfahrung der Grünen hat doch 
gezeigt, daß eine so starke Trennung 
von Amt und Mandat nicht dazu führt, 
daß die Parteiorganisationen dann 
mehr zu sagen haben als die Fraktio-
nen. Ohne ein Parteiamt innezuhaben, 
war Joseph Fischer in der Grünen Par-
tei jahrelang der mächtigste Strippen-
zieher.� Interview: Andreas Grünwald

Dokumentiert

NRW: Vorbereitung
der Wahlen 2009
Bereits 2009 finden Kommunalwahlen 
in NRW statt. Die Partei Die Linke 
will in allen Wahlkreisen in Fraktions-
stärke in die Parlamente einziehen. 
Unklar ist, wie die Partei mit Offenen 
und Bündnislisten umgehen wird. Der 
Arbeitskreis Kommunalwahl 2009 hat 
folgenden Antrag an den Gründungs-
parteitag in Gladbeck gestellt:

Der Arbeitskreis wird beauftragt, 
im Dezember 2007/Januar 2008 eine 
Beratung mit den Kreissprecherinnen 
und Kreissprechern zur Vorbereitung 
der Kommunalwahlen und zur Aus-
wertung der Erfahrungen des Bremer 
Wahlkampfes zu organisieren und 
durchzuführen.

Der Arbeitskreis wird beauftragt, in 
Zusammenarbeit mit dem Landesvor-
stand ein Weiterbildungs- bzw. Schu-
lungsprogramm für Ratsmitglieder 
sowie Bewerberinnen und Bewerber 
zu den Kommunalwahlen zu entwic-
keln und 2008/2009 umzusetzen. Das 
kommunalpolitische forum nrw e.V., 
die Rosa-Luxemburg-Stiftung NRW 
und im Bund werden dabei um Unter-
stützung gebeten.

Der Arbeitskreis wird beauftragt, 
für den Landesvorstand »Kommunal-
politische Leitlinien für den Landes-
verband der Partei Die Linke.NRW« 
bis zum Sommer 2008 zu entwickeln 
und den Vorstand bei der Organisa-
tion des Diskussionsprozesses in den 
Kreisverbänden zu unterstützen.

Der Landesparteitag beauftragt 
den Landesvorstand, die Kom-
munalwahlen 2009 langfristig in 
Zusammenarbeit mit dem Arbeits-
kreis, den Kreisverbänden und der 
Bundesebene vorzubereiten. Der 
Landesvorstand soll bis zum Frühjahr 
2008 einen Antrag zu den Schwer-
punkten des Kommunalwahlkampfes, 
den Zielen, die Die Linke bei der 
Kandidatur erreichen will, und zum 
organisatorischen Rahmen des Wahl-
kampfes vorlegen. Er wird beauftragt, 
Bündnispartnerinnen und -partner für 
die Kommunalwahl zu finden, die die 
Kandidatur der Partei Die Linke un-
terstützen und linke Kommunalpolitik 
weiterentwickeln wollen.
u www.dielinke-nrw.de

»W i r  s i n d  s c h o n  i n  fa s t  a l le n  K re i s e n  p rä s e n t«
Auch in Baden-Württemberg wird am Wochenende ein Landesverband der Linken gegründet. Keine großen inhaltlichen 

»Der Tübinger Kreistagsabgeordnete 
Bernhard Strasdeit ist Sprecher des In-

terimsvorstandes der Partei Die Linke in 
Baden-Württemberg

Auch in NRW:  WASG und Linkspartei endlich vereint
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